
UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
11/2019 vom 22.11.2019 

- 649 - 

   
 DOK 

753.4:754.5:752.3 
 
Legt der Gesetzgeber in § 113 SGB VII fest, dass die Verjährung der Ansprüche nach den 
§§ 110, 111SGB VII mit dem Tag der bindenden Leistungsfeststellung für den Unfallversi-
cherungsträger beginnt, geht er davon aus, dass die dann folgende dreijährige Verjäh-
rungsfrist ausreicht, damit auch andere Sozialversicherungsträger ihre Ansprüche prü-
fen können. 
Insofern wird den Sozialversicherungsträgern eine Pflicht zur gegenseitigen Kommuni-
kation auferlegt. 
 
§§ 113, 110, 111 SGB VII, § 203 BGB 
 
Urteil des LG Berlin vom 08.04.2019 – 28 O 457/15 – 
 

Die Klägerin, ein Rentenversicherungsträger (RVT) macht Ansprüche in Höhe von mehr 
als 22.000 € nach § 110 SGB VII gegen den Beklagten zu 1 (Betrieb, in dem der Arbeitsun-
fall geschah), und die Beklagten zu 3 und 4 (Geschäftsführer der Beklagten zu 1) geltend. 
Am 17.09.2007 ereignete sich bei der Beklagten zu 1 ein Arbeitsunfall, bei dem ein Leiharbeit-
nehmer mit den Händen in den Pressbereich einer Exzenterpresse geriet. Er verlor seine 
rechte Hand, die linke musste im Bereich der Mittelhand amputiert werden. Die zuständige BG 
zahlte seit dem 30.10.2007 Verletztengeld an den Leiharbeitnehmer und seit dem 10.04.2008 
Pflegegeld in Höhe von 50% des Höchstsatzes. In einem Rentengutachten vom 15.05.2009 
wurde die Zahlung einer Erwerbsunfähigkeitsrente empfohlen, die die Klägerin mit Bescheid 
vom 15.07.2009 rückwirkend zum 01.12.2008 bewilligte. Im Januar 2009 forderte die Klägerin 
die BG-Akte an und meldete mit Schreiben vom 08.02.2010 ihre Ansprüche bei der Haft-
pflichtversicherung der Beklagten zu 1 an. Diese erteilte eine Verjährungsverzichtsverein-
barung mit Schreiben vom 20.09.2011 und vom 05.10.2012 bis zum 31.12.2015, soweit An-
sprüche noch nicht verjährt waren.  
Mit Urteil vom 05.03.2013 verurteilte das LG Berlin die Beklagten gesamtschuldnerisch 
zur Zahlung von mehr als 140.000 € an die BG und dazu, die künftig entstehenden Aufwen-
dungen der BG zu ersetzen. Die Berufung der Beklagten wies das KG Berlin zurück. Bisher hat 
die Haftpflichtversicherung der Beklagten 258.000,- € an die BG gezahlt, wovon ein Betrag in 
Höhe von 40.200,- € an die Klägerin weitergeleitet wurde. 
Die jetzige Klage ging am 29.12.2015 beim LG Berlin ein, deren Zustellung wurde am 
22.01.2016 verfügt, scheiterte jedoch, da veraltete Adressen der Beklagten zu 1, 3 und 4 
angegeben waren. Nachdem die Prozessbevollmächtigten der Beklagten mit Schreiben vom 
22.03.2016 (im Urteil steht versehentlich 2014) eine Verteidigungsanzeige an das Gericht ab-
gaben, wurden die Klageschriften über diese zugestellt.  
Das LG Berlin erachtet die Klage als zulässig, aber unbegründet. Der geltend gemachte 
Zahlungsanspruch stehe der Klägerin nicht zu, weil dem die Einrede der Verjährung entge-
genstehe. Ansprüche nach den §§ 110, 111 SGB VII verjährten nach § 113 SGB VII nach 
den Vorschriften der §§ 195, 199, 2013 BGB mit der Maßgabe, dass die Frist von dem Tag an 
gerechnet werde, an dem die Leistungspflicht für den Unfallversicherungsträger bindend fest-
gestellt wird. Der BGH verlange dabei eine taggenaue Berechnung der Verjährungsfrist unab-
hängig von der Kenntnis bzw. grob fahrlässigen Unkenntnis des Gläubigers (vgl. Urteil des BGH 
vom 25.07.2027 – VI ZR 433/16 – [UVR 10/2017, S. 542]). Die Verjährung beginne bereits dann 
zu laufen, wenn der Unfallversicherungsträger von seiner Eintrittspflicht ausgehen und entspre-
chende Ansprüche verfolgen könne. Dies entspreche sachlich dem Erfordernis des Kennen-
müssens ohne grobe Fahrlässigkeit in § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB.  
Die in der Literatur vertretene, und in der Rechtsprechung bisher offen gelassene, Ansicht des 
Beginns der Verjährungsfrist für andere Sozialversicherungsträger mit dem Beginn ihrer 
Leistungspflicht sei mit dem Wortlaut des Gesetzes nicht vereinbar, maßgeblich sei vielmehr 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/8060444/11098687/10_2017_01.pdf?nodeid=11092936&vernum=-2
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die bindende Feststellung der Leistungspflicht für den Unfallversicherungsträger. So sei 
es bereits in § 642 Abs. 1 RVO geregelt gewesen und vom Gesetzgeber in § 113 SGB VII 
übernommen worden. Deshalb könne auch nicht von einem Versehen des Gesetzgebers oder 
von einer Regelungslücke ausgegangen werden. Der Gesetzgeber sei offensichtlich davon 
ausgegangen, dass eine Frist von drei Jahren ab bindender Feststellung der Leistungs-
pflicht für den Unfallversicherungsträger ausreiche, damit auch andere Sozialversiche-
rungsträger eigene Ansprüche prüfen könnten. Insofern werde den Sozialversicherungs-
trägern eine Pflicht zur gegenseitigen Kommunikation auferlegt. Eine abweichende tele-
ologische Auslegung sei nicht angezeigt (wird ausgeführt vgl. S. 9 des Urteils).  
Die Verjährungsfrist habe somit am 31.10.2007 zu laufen begonnen, da die BG ab diesem 
Tag Verletztengeld gezahlt habe.  
Der Ablauf der Verjährung sei auch nicht durch Verhandlungen gemäß § 203 BGB gehemmt 
worden. Zwar habe die Klägerin ihre Ansprüche an die Haftpflichtversicherung mit Schreiben 
vom 08.02.2010, also innerhalb der Verjährungsfrist, angemeldet, jedoch sei eine Reaktion 
nicht erfolgt. Ein Meinungsaustausch habe somit nicht stattgefunden, so dass die Klägerin wei-
tere notwendige Maßnahmen zur Sicherung ihrer Ansprüche hätte ergreifen müssen.  
Hinweis: Das Urteil ist rechtskräftig (A.L) 

 
Das Landgericht Berlin hat mit Urteil vom 08.04.2019 – 28 O 457/15 –  
wie folgt entschieden: 
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